
Suchergebnisse: Strafprozessrecht

1563 – Der Jesuiten Petrus Canisius predigt die Hexenverfolgungen

München * Petrus Canisius, der wortgewaltige jesuitische Ordensprovinzial für Oberdeutschland,

schreibt: „Überall bestraft man die Hexen, welche merkwürdig sich mehren.  Ihre Freveltaten sind

entsetzlich. [...]  Man sah früher in Deutschland niemals die Leute so sehr dem Teufel ergeben

und verschrieben. [...]  Sie schaffen viele durch ihre Teufelskünste aus der Welt und erregen

Stürme und bringen furchtbares Unheil über Landleute und andere Christen. Nichts scheint

gesichert zu sein gegen ihre entsetzlichen Künste und Kräfte“.    Ohne jeden Zweifel an der

Existenz der Hexenverbrechen oder Kritik an den angewandten ungesetzlichen

Inquistitionsverfahren, das gegen alle strafprozessrechtlichen Bestimmungen der „Carolina“

verstößt, predigt er im Augsburger Dom über die in Wiesensteig und im schwäbischen Raum

stattfindenden Hexenverfolgungen.    Die juristischen und medizinischen Einwände interessieren

den Jesuiten nicht. Für ihn steht die Theologie weit über der Jurisprudenz. 

10. März 1590 – Die Einstellung gegenüber den Hexenverfolgungen ändert sich

München * Dr. Johann Georg Herwarth von Hohenburg wird zum Geheimen Rat&nbsp;und

Obristkanzler&nbsp;ernannt.&nbsp;Mit seiner Berufung ändert sich die Einstellung gegenüber

den Hexenverfolgungen.&nbsp;Der Jurist versucht diese mit den Mitteln des geltenden

Strafprozessrechts&nbsp;einzudämmen und bestreitet jedes Ausnahmerecht.    Der Grund dafür

ist, dass hier Ermittlungen, Verfolgungen und Verurteilungen wegen Hexerei und

Zauberei&nbsp;ohne entsprechende landesherrliche Gesetze und Vorgaben eingeleitet und

vollstreckt werden.&nbsp;Zu zahlreich sind die Übergriffe und Unregelmäßigkeiten geworden.   

Um den gesetzlosen Zustand zu beenden, leitet Dr. Johann Georg Herwarth von Hohenburg -

noch während im baierischen Herzogtum die Hexenprozesse&nbsp;in Schongau, Ingolstadt und

München laufen - eine Gesetzgebung gegen das Hexenverbrechen&nbsp;und damit die

Eindämmung der Hexenverfolgung&nbsp;im Herzogtum Baiern ein.&nbsp;

2. April 1590 – Gesetzgebung gegen das Hexenverbrechen

München * Herzog Wilhelm V. fordert zur Unterstützung des Verfahrens zur „Gesetzgebung

gegen das Hexenverbrechen“ vom Hofrat&nbsp;und von der juristischen und theologischen
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Fakultät&nbsp;der Universität Ingolstadt&nbsp;ein „Gutachten über die zu ergreifenden

Maßnahmen gegen die überhand nehmende Hexerei“ an.    Darin führt der Herzog aus, Gott

selbst habe wegen der schrecklichen Sünden der Menschen diese mit der „neuen Pest der

Hexerei“ gestraft.&nbsp;Und weil die Hexerei&nbsp;die größte aller Sünden wäre, würde Gott

wiederum beleidigt werden. Er, Wilhelm V., sei als Fürst Gott verantwortlich und müsse durch

„Bestrafung und Ausrottung der Hexen“ die „Ehre Gottes“ retten und wiederherstellen.    Die

Argumentation, dass sich nach dieser Logik Gott eigentlich selbst beleidige, wird

ignoriert.&nbsp;Es geht&nbsp;auch nicht so sehr um die Ehre Gottes, sondern um die Angst vor

weiteren göttlichen Strafen.&nbsp;
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